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In den letzten Tagen wurden interne Dokumente von REVOLUTION in der
Solid  geteilt,  in  welchen  es  um  politische  Perspektiven  für  den
Jugendverband und unsere Arbeit  darin geht und wir sagen: Wir haben
nichts zu verstecken!

Die  kursierenden Zitate  sind  verkürzt  (die  im BR zitierten  Genoss:innen
wissen wie das ist) und deswegen wollen wir hier unzensiert unsere Debatte
und Positionen zur Linksjugend [‘solid] veröffentlichen: denn unser Kampf
ist vor allem einer um Positionen.

Was wir zur Linksjugend denken, veröffentlichen wir aber nicht erst heute.
Schon 2011 hat  ein  damaliges  Mitglied eine Broschüre und wir  seitdem
verschiedenste Artikel auf unserer Website geschrieben. Allein in unseren
letzten beiden Zeitungen findet  sich je  ein Artikel  zu den Aufgaben von
Linken in der Linksjugend. Was wir zur Solid denken und wie wir uns zu
dieser verhalten, verhandeln wir schon immer öffentlich. Das finden wir als
Revolutionär:innen  relevant,  da  die  Linksjugend  weiterhin  die  größte
Jugendorganisation mit sozialistischen Anspruch in Deutschland ist und somit
politischer  Orientierungspunkt  für  linke  Jugendliche  in  diesem Land  ist.
Dabei sind überspitzte Polemiken wie „Rechtsjugend weich“ offensichtlich
keine ernsthafte politische Kritik, sondern Ausdruck einer Frustration, dass
der  Jugendverband  der  Aufgabe,  welche  mit  sozialistischem  Anspruch
einhergeht,  eben  nicht  gerecht  wird.

Unsere Auseinandersetzung und Ein-greifen gegenüber und mit der Solid ist
Teil eines politischen Kampfes mit dem Ziel eine Kraft aufzubauen, welche
massenhaft  Jugendliche  organisiert,  und  in  Bewegung  bringt,  um  die
notwendige politische Veränderung umsetzen zu können: den Sozialismus zu
erkämpfen. Deswegen haben wir uns entschlossen unser Papier zur Solid, zu
veröffentlichen und freuen uns über inhaltliche Kritik.

https://onesolutionrevolution.de/rechtjugend-weich-was-denken-wir-ueber-die-solid/
https://onesolutionrevolution.de/rechtjugend-weich-was-denken-wir-ueber-die-solid/


Wohin geht Solid?
Die Linksjugend [’solid] befindet sich in der Konferenzperiode nach dem 18.
Bundeskongress  in  einem außergewöhnlich dynamischen Zustand wieder.
Die  Debatte  und  Annahme  vom  Antrag  „Nie  wieder  zum  Völkermord
schweigen“ erregte die Gemüter der Reaktion, wie auch der Führung der
PdL.  Seither  erfährt  die  Linksjugend  gerade  in  Bezug  auf  Palästina
weitreichende Repressionen durch die PdL – wie am Ausschlussverfahren des
Mitglieds  des  Bundesprecher:innenrats,  Martha  Chiara  Wüthrich  deutlich
wurde.

Aber auch innerhalb der Linksjugend laufen Tendenzkämpfe weiter an, ohne
dass  eine  organisierte,  aufrichtig-revolutionäre  Strömung  in  den  Kampf
interveniert. Viele der offiziellen Zusammenschlüsse und Fraktionsähnlichen
Strukturen  innerhalb  der  Linksjugend  sind  entweder  dysfunktional  oder
existieren  überhaupt  nur  formal.  Papiertiger  beherrschen  den  Diskurs.
Zentristische Zusammenschlüsse wie der BAK Klassenkampf (BAK KK), trotz
Erfolge bei den BSP:R Wahlen, stehen den rechteren Lagern aus dem BAK
Marxistisches Netzwerk (BAK MN) und den verbleibenden BAK SHALOM –
Mitgliedern  gegenüber,  wobei  letztere  weitgehende  Kontrolle  über  die
Verbandsinterne  Bürokratie  ausüben.  Initiativen  wie  der  Bautzner  Appell
sind zu  begrüßen,  schaffen es  jedoch bisher  nicht  eine  linke  Opposition
effektiv zu organisieren.

Die gesellschaftliche Dynamik rund um den Schulstreik gegen Wehrpflicht
ignorierend,  fokussiert  sich  das  zentral  beschlossene  Arbeitspapier  der
Linksjugend in der kommenden Konferenzperiode auf alles, erreicht in der
Praxis aber wahrscheinlich nichts. Richtigerweise stellt die Solid fest, dass
der  Kapitalismus  eine  Krise  durchmacht,  sich  der  Rechtsruck  und
“Klassenkampf von Oben”, wie auch ideologische Kämpfe aus dieser Krise
ableiten.  Aber  anstelle  konkreter  Ziele  und  Arbeitsprojekte  fasst  die
Linksjugend  den  Anspruch,  der  Krise  ein  „solidarisches  Miteinander“
entgegenzustellen,  aus  dem  sich  eine  Vielzahl  möglicher  Kampffelder
eröffnet, ohne diese inhaltlich zu erläutern. So kann keine Praxis entwickelt
werden, welche den ganzen Jugendverband mit sich zieht und somit eine
Dynamik in der gesamten Jugend Deutschlands entfachen oder vorantreiben



könnte.  Die  Praxis  fällt  mit  ihrer  programmatischen Grundlage.  Und die
Dezentralisierung  und  das  minimal-Konsens  Prinzip  der  Linksjugend
schwächen  eben  jene  Grundlage  aufs  Äußerste.

Die  solid  wäre  aufgrund  ihrer  Ressourcen  gut  dafür  geeignet,  die
Schulstreiks gegen Wehrpflicht anzuführen und so Schub zu verleihen. Statt
Stagnation könnte sie durch ihre Größe mit richtiger Politik den Unterschied
machen,  welcher  den  Streiks  verhilft,  dessen  Ziele  durchzusetzen.  Aber
wegen ihrer losen, nicht einheitlichen Organisationsstruktur fehlen trotzdem
an vielen  Stellen  überhaupt  gemeinsame Aktionen mit  dem bestehenden
Bündnis.  Das  ist  das  Ergebnis  des  jahrelangen  Flügelkampfes  mit  den
Zionist:innen und zeigt, dass der Pluralismus an seine Grenzen kommt, wenn
es darum geht, konkrete flächendeckende Kampagnen zu organisieren, die
eine gesellschaftliche Relevanz entwickeln. Dafür, dass der Jugendverband so
groß ist, ist die Intervention in die Gesellschaft, um Jugendliche systematisch
für sozialistische Ideen UND Praxis zu gewinnen, relativ gering.

Die  Dynamik  um  die  PdL  im  Frühjahr  2025  brachte  auch  der
Jugendorganisation  bedeutende  Zuwächse  und  Doppelmitgliedschaften,
womit auch die organische Zusammensetzung von solid und PdL nochmals
enger verstrickt wurde. Viele der Neumitglieder engagieren sich parallel in
solid und PdL und rechnen sich selbstbewusst dem linken Flügel zu. Doch
obgleich sich einige Basisgruppen und Zusammenschlüsse in der Linksjugend
(vor allem im Umfeld des BAK KK) auch explizit zur PdL, ihrer Politik und
inhaltlichen  Debatten  äußern,  resigniert  ein  Groß  der  Solid  vor  jenen
Kämpfen um und in der PdL und verweigert sich der Solidarität mit jenen
Personen in der Solid und Linken, denen sich die PdL nun entledigen möchte.
Damit  einher  ging  auch  ein  Revival  stalinistischer  Ideen  –  was  wenig
überraschend ist,  so  ist  dieser  im Endeffekt  auch nur  eine  Spielart  des
Reformismus.

Die  Gründe  für  dieses  Verhalten  und  die  Arbeit  der  Linksjugend  sind
vielseitig. Die schwache Bindung der Basisgruppen und Landesverbände an
die  Bundesebene,  die  reale  (finanzielle)  Abhängigkeit  von  der  PdL,  der
Stärke  der  Verbandsbürokratie  und  damit  die  Schwächung  der
Verbandsdemokratie  etc.



Aber im Kern zehren diese Schwächen (Keine breite Kampagnenfähigkeit,
keine  Zielgerichtete  Arbeit,  ungenügende  Koordination)  aus  derselben
Grundlage:  Der  Reformismus  der  Linksjugend.  Obgleich  sich  ein
bedeutender Teil der solid als revolutionär versteht (Hut ab!), ist die
solid in ihren Grundzügen nie etwas anderes als ein reformistisches
Sammelbecken für linke Jugendliche. Der hochgehaltene Pluralismus und
die  daraus  abgeleitete  Dezentralisierung  der  „gemeinsamen“  Arbeit  sind
keine Stärke, sondern eine Schwäche im Kampf gegen die konzentrierten
Angriffe des Kapitalismus. Denn trotz notwendiger hitziger und vielseitiger
Debatte müssen wir es schaffen an einem Strang zu ziehen, um ernsthaft
etwas zu bewegen.

Es ist positiv, dass so viele Mitglieder ein revolutionäres Selbstverständnis in
sich  tragen.  Aber  das  allein  macht  noch  keine  revolutionäre  Praxis.
Revolutionäre Praxis heißt auf Basis eines Verständnisses der derzeitigen
Situation,  geeint  in  alle  möglichen  politischen  Kämpfe  gehen,  diese
vorantreiben, in jede Ecke der Gesellschaft zu tragen und zuspitzen, indem
wir eine ernsthafte Perspektive aufzeigen, wie wir diese gewinnen können. In
dem wir diese verbinden mit dem Kampf für die sozialistische Revolution,
geleitet durch ein Programm, welches diese Perspektive verkörpert. Wenn
das nicht gelingt, werden sich Jugendliche immer wieder enttäuscht von der
Organisation  abwenden.  Oder  werden sich  unkritisch  eine  reformistische
Praxis  aneignen.  Dem revolutionären Selbstverständnis  gegenüber stehen
der  Verbalradikalismus  der  Führung,  die  Bürokratie  der  PdL  und  die
grundsätzlichen methodischen Fehler der Linksjugend, die es zu überwinden
gilt.

Aus diesen Gründen formulieren wir  als  REVOLUTION Forderungen und
Aufgaben  der  Linksjugend,  um unsere  Arbeit  und  die  Arbeit  der  linken
Opposition innerhalb der Strukturen der PdL und solid zu stärken und jenen
Kämpfen eine gemeinsame Perspektive zu geben. Nicht als Angriff auf die
Linksjugend, sondern als offene Hand an jene, die gemeinsam mit uns den
revolutionären Kampf in der solid führen wollen. Als Orientierung, anhand
derer wir uns sammeln und revolutionär Organisieren können!



Aufgaben der Jugendorganisation Linksjugend
Uns Jugendlichen kommt besonders  in  Zeiten  schwerster  kapitalistischer
Krisen die Rolle zu, aus der doppelten Unterdrückung von kapitalistischer
Verelendung und politischer Unmündigkeit, besonders kämpferisch in den
Klassenkampf intervenieren zu können. Eine Jugendorganisation, muss in der
Lage sein, Antworten auf die Fragen der politisierten Jugend zu finden und
zugleich  Organisationspol  sein,  sowie  auch  anleitenden  Charakter
einnehmen.

Wir Jugendliche sind (noch) nicht der vollen Wucht bürgerlicher Ideologie,
den entmutigenden Erlebnissen angehäufter Niederlagen und dem Einfluss
des Reformismus innerhalb der organisierten Arbeiterbewegung ausgesetzt.
Gleichzeitig  blicken wir  naturgemäß sorgend in  die  Zukunft,  erleben die
wahnsinnigen  Versprechen  der  Herrschenden  und  erblicken  deren
Teilnahmslosigkeit  für  Armut  und  Elend.

Die Jugendorganisation muss der Raum sein, in der die proletarische Jugend
Kampferfahrungen macht. Der Raum in dem wir als Jugend an uns selber
wachsen. Wo ein bedeutender Teil der Jugend wie in der solid organisiert ist,
muss  sie  sich  im eigenen  politischen  Diskurs  zum sozialistischen  Kampf
erziehen. Die Zukunft gehört uns als Jugend. Der politische Kampf muss in
der  aktuellen  Zeit  unbedingt  von  uns  als  Jugend  geführt  werden.  Das
bedeutet nicht nur, dass Jugendliche in der Linksjugend organisiert werden,
sondern dass sie sozialistische Praxis erfahren! Es ist das eine, Jugendliche
für  sozialistische  Ideen  zu  gewinnen.  Aber  allein  das  macht  noch  keine
Revolutionäre. Das revolutionäre Bewusstsein wächst mit der sozialistischen
Arbeit. Wächst mit der tatsächlichen Praxis.

Aufgrund ihrer organisatorischen, politischen und personellen Nähe zur PdL
kann und sollte die Solid als Jugendorganisation das Sprachrohr der Jugend
innerhalb  der  PdL  und  ihrer  inhalt l ichen  Diskurse  sein.  Als
Jugendorganisation  sollte  sie  den verwestem Sessellehnenbürokraten und
Altkadern  der  PdL  antagonistisch  gegenüberstehen.  Karrierist:innen  und
Bürokrat:innen in der Solid haben kein Interesse an einem solchen Kampf.
Aufgrund ihrer privilegierten Stellung in Solid und ihre Hoffnung auf eine



Zukunft in der Partei untergraben sie den Klassenkampf strategisch – Ruhe
liegt  ihnen  besser  als  Konflikt.  Damit  untergraben  sie  jedoch  auch
zwangsläufig  die  innerverbandliche  Demokratie.  Die  Aufgabe  der  Solid
umfasst  also  unter  anderem  der  gleichzeitige  Kampf  gegen  die
verbandseigene Bürokratie, wie gegen die festgefahrenen Posten innerhalb
der PdL. Dafür gilt es aufrichtig linke Kräfte in Solid und Partei, zu sammeln.
Um Forderungen gegen Bürokratie, Karrieristen und Reformismus – für eine
Praxis, die tatsächlich sozialistische Perspektiven aufgreift.

Wege zum Kampf
Ob Militarisierung  oder  gesellschaftlicher  Rechtsruck:  Aufgabe  der  solid
muss sein, Antworten auf die Krisen zu formulieren. Es geht nicht nur darum
Probleme zu benennen und minimale Reformforderungen zu stellen, sondern
eine sozialistische Perspektive aus dieser Misere aufzeigen. Wege wie die
Probleme  der  heutigen  Zeit,  an  der  Wurzel  gepackt  und  gelöst  werden
können, an denen sich die Jugend (ob organisiert oder nicht) orientieren
kann.

Solche  Antworten  müssen  Theorie  mit  der  praktischen  Arbeit  im  und
außerhalb des Verbandes begründen. Durch die gemeinsame Arbeit auf Basis
solcher  Forderungen kann sich  ein  stetig  arbeitender  Pol  bilden,  der  in
seinem  Wirken  automatisch  in  Opposition  zur  verknöcherten  politischen
Führung der PdL und solid Bürokratie steht. Dieser kann den Verband durch
stetige Arbeit und Eingriffe in den Klassenkampf wirkmächtig nach außen
auftreten lassen, nach innen organisieren und zwangsläufig den Konflikt mit
Bürokratie und Reformismus führen. So werden diese entweder durch die
Arbeit der Basis nach Links getrieben oder der Mitgliedschaft gegenüber an
Vertrauen verlieren.

Um das zu ermöglichen, braucht es eine organisierte Opposition: auf
Basis eines gemeinsamen Programms und einer gemeinsamen Praxis.
Diese zu organisieren ist die zentrale Aufgabe aller Revolutionär:innen in der
Solid.  Das  ist  was  wir  meinen,  wenn  wir  von  Hinarbeit  auf  einen
Fraktionskampf  reden.  Wir  wollen  bewirken,  dass  der  Kampf  gegen  die
Bürokraten in solid und PdL aufgenommen wird, um den Weg zu bereiten für



einen  Jugendverband,  welcher  ernsthafte  sozialistischen  Politik  betreibt.
Denn das ist unser politisches Ziel, an das wir die Arbeit der solid ausrichten
wollen: die sozialistische Revolution möglich zu machen. 

In den Basisgruppen, in welchen wir aktiv sind, stehen wir für diese Politik
ein: konsequente sozialistische Praxis, ein Herausfordern der Bürokrat:innen,
gegen die dezentrale Ohnmacht und für ein geeintes Vorgehen hin zu einer
kämpfenden, sozialistischen Jugendmassenorganisation. Ein Kampf um die
Führung ist  für uns dabei  ein Kampf um politische Positionen,  nicht um
personelle  oder  organisatorische  Hegemonie.  Es  geht  darum  welche
programmatische,  praktische  und  organisatorische  Ausrichtung  die
Organisation  trägt  nicht,  wer  in  der  Leitung  sitzt.

Forderung der Jugend
Der Kampf gegen kapitalistische Krise und Kürzungen ist allgegenwärtig.
Aber ohne ein geeintes und koordiniertes Vorgehen kann die Linksjugend
nicht  wirkmächtig  bleiben.  Nie  eine  sozial ist ische  Massen-
Jugendorganisation  werden.  Daneben  stehen  die  fehlende  Strategie  der
Führung  der  Linksjugend,  in  laufende  Kämpfe  zu  intervenieren  und  mit
eigenen Inhalten und koordiniert aufzutreten. Die wohl wohl dynamischsten
Themen der Zeit,  sind Rechtsruck, Kürzungen sowie die Wehrpflicht und
Militarisierung der Gesellschaft.

Doch  es  muss  klar  sein:  „Rebellisches  Regieren“  ist  eine  reformistische
Farce, an deren Ende Mitverwaltung des Elends und Demobilisierung der
Arbeiter:innen  stehen.  Anstatt  aus  der  Krise  des  Kapitalismus  die
Konsequenz  der  sozialistischen  Aufbauarbeit  zu  ziehen,  wird  sich  einer
erneuten  Beschwichtung  der  Zwänge  bürgerliche  Politik  versucht.  Und
deshalb  war  und  ist  es  für  die  Führung  der  Linkspartei  unabdingbar,
beispielsweise Forderungen nach einer konsequenten Befreiung Palästinas
und sozialistische Perspektiven zu unterdrücken. Ihnen ist alles recht, um
potenzielle Regierungspartner:innen nicht zu verlieren.

Aus diesen Interventionsfeldern und Konfliktherden, muss die Linksjugend
schließlich Forderungen ableiten, um diese herum sie auch Kämpfe führen



kann. Sich der eigenen Sache bewusst zu sein, ist schließlich nur die halbe
Miete.  Es  ist  klar,  dass  der  Kampf  auch  innerhalb  der  Linksjugend  um
revolutionäre  Positionen  nicht  einfach  ist.  Unerfahrenheit,  Unwissen  und
Angriffe  von  rechts  bilden  enorme  Hindernisse  in  dem Ausarbeiten  der
sozialistischen Praxis.

Kein Cent der Militarisierung, Widerstand gegen Rechts: Obgleich1.
Teile der PdL und solid schwanken – Für das Kapital zu sterben ist
keine  Lösung  der  Jugend,  geschweige  des  Proletariats.  Für  eine
Organisierung der Kämpfe gegen Wehrpflicht und Krieg innerhalb
der solid. Für eine antimilitaristische Opposition in der PdL. Wer die
Jugend organisieren will, muss ihre aktuellen Kämpfe annehmen und
Perspektiven formulieren, die über Ablehnung hinausgehen.

„Bundeswehr raus aus den Schulen“ kann bedeuten, an Schulen Komitees
mit aufzubauen und koordiniert, auch als Linksjugend, Streiks zu initiieren.
Es  kann  bedeuten,  d ies  zum  prakt ischen  Wirkungsfeld  des
„Jugendwahlkampfs“ zu machen. Die Gegenmacht der Schulgruppe bereitet
die wirkliche sozialistische Praxis, an derer es in der Solid doch nur allzu oft
mangelt.  Doch  gleichzeitig  muss  es  inhaltlich  auch  weitergehen:  Der
Militarismus treibt den Rechtsruck voran und gibt den Armen unter uns eine
scheinbare  bessere  Zukunft.  Es  braucht  Massenmaterial,  was  solche
Annahmen  debunked  und  mit  Forderungen  für  eine  bessere  Zukunft
verbindet.

Wir zahlen nicht, für eure Krise: Gegen den sozialen Kahlschlag, die
Sparpolitik und den Hetzen und Angriffen nach unten. Kürzungen
von  Sozialleistungen?  Für  eine  drastische  Erhöhung  des
Mindestlohns,  sowie  Mindesteinkommen  für  uns  Jugendliche,
finanziert  durch  die  Besteuerung  der  Reichen!  Schließung  von
Jugendclubs? Nicht mir uns, wir sagen: Enteignung und Kontrolle von
uns Jugendlichen und der Arbeiter:innenbewegung!

Wo uns die Angriffe des Kapitals am ärgsten Treffen, wo uns die Sparpolitik



jeden Raum nimmt,  müssen wir  den Widerstand organisieren.  Wenn ein
örtliches Jugendzentrum schließen soll, dann muss die Linksjugend darum
organisieren. Aber nicht punktuell, sondern als ganzer Verband. Dann muss
die  Linksjugend  Forderungen  aufstellen,  die  nicht  nur  das  Ende  der
Sparpolitik und den Erhalt unserer Räume fordern, sondern die sozialistische
Perspektive praktisch auf die Tagesordnung setzt.

Solid  muss,  wenn  sie  die  Kernschichten  des  jugendlichen  Proletariats
organisieren  will,  auch  in  der  Berufsschule  organisieren.  Es  gilt,
systematisch  an  Auszubildende  heranzutreten,  diese  aktiv  in  Kampagnen
einzubauen und tatsächlich vor Ort zu sein. Nicht mit bloßen Forderungen,
sondern praktischer Arbeit an Berufsschulen und mit den Gewerkschaften –
aber  in  dem  Wissen,  dass  es  nicht  darum  geht,  der  deutschen
Sozialpartnerschaft hinterherzurennen, sondern Jugendliche für eine Politik
zu gewinnen, welche politischen Massenstreik auf die Tagesordnung setzt
und kämpferische Oppositionen in  Gewerkschaften aufbaut  um auf  diese
hinzuarbeiten.

Viva Palästina, viva Internationalismus: Nirgendswo entlädt sich der
politische und organisatorische Kampf der Linken stärker als an der
Frage, wie man sich zum Genozid in Palästina verhält. Die solid muss
nicht nur auf ihren gemeinsamen Beschluss „Nie wieder zu einem
Völkermord schweigen“ bestehen, sondern daraus folgerichtig den
Kampf in der gesamten Linksjugend und PdL aufnehmen. Bürgerliche
Staaten haben kein  Existenzrecht,  Für  die  Herausarbeitung eines
Internationalismus,  der  nicht  vor  der  deutschen  Staatsräson
einknickt!

Doch dabei  darf  nicht  stehen geblieben werden:  Die Auseinandersetzung
zeigt, dass Trennung zwischen „Außen“ und „Innenpolitik“ Schwachsinn sind
und dass verkürzte Antworten nicht reichen. Unsere Analysen müssen immer
vom Standpunkt des Gesamtinteresses des Weltproletariats getroffen werden
– aber gleichzeitig haben und dürfen wir keine Angst haben, klar Stellung zu
beziehen – vor allem gegenüber dem deutschen Imperialismus!



Gegen Regierungsbeteiligung: Nein zur Politik des „kleineren Übels“
oder Transformationsideen zur langsamen Übernahme des Staates!
Gegen die Mitverwaltung des bürgerlichen Elends. Wahlkampf und
Parlamentsarbeit als Bühne für sozialistische Ideen. Für den Aufbau
von Gegenmacht  Strukturen in  Schule,  Uni  und Betrieb.  Für  die
Organisierung  der  Arbeiter:innen  und  das  Zusammenkommen
verschiedener  Bewegungen  –  gegen  die  leeren  Versprechen  des
Reformismus!

Das bedeutet auch die Idee der „Brandmauer“ gegen die AfD und „Einheit
der  Demokrat:innen“  klar  abzulehnen.  Eine  Koalition  oder  Duldung  von
Parteien wie der CDU, welche Kürzungen durchsetzen oder Militarisierung
vorantreiben ist keine Option. Die bürgerliche Demokratie ist nicht das Ende
der Geschichte – wir verteidigen ihre Errungenschaften, aber dürfen nicht
die  Augen verschließen,  dass  AfD & Co eben genau von kapitalistischer
Misswirtschaft aufgebaut werden

Parteinah,  aber  unabhängig:  Finanzielle  und  organisatorische
Mithilfe  darf  nicht  an  Bedingungen  zum  politischen  Gehorsam
geknüpft  sein.  Der  Wille  der  Jugend  muss  auch  in  die  Partei
hineinwirken. Ohne Drohungen von Ausschluss oder Liquidierung der
Finanzen. Für eine wahre Unabhängigkeit. Für den Aufbau eigener
Gelder ohne Beteiligung der Partei und des Staates („Auch du zahlst
deinen Beitrag, Genoss:in“)!

In dem man um diese Forderungen organisiert, schafft man Plattformen für
den  Kampf  gegen  jene  Kräfte,  die  einer  revolutionären  Perspektive
antagonistisch  gegenüberstehen.  Folglich  muss  jede  dieser  Forderungen
ständig  aufgeworfen  werden.  Der  Kampf  der  Jugendorganisation  ist  ein
Kampf um die Zukunft. Eine revolutionäre Überwindung des Systems folgt
nicht  aus  der  Größe  der  etwaigen  Organisation,  sondern  aus  ihrer
inhaltlichen  Zusammensetzung  und  ihrem  Bewusstsein  für  den
Klassenkampf.



Nicht nur labern, sondern Praxis

Eine  Jugendorganisation  muss  ihr  politisches  Material  (in  verschiedenen
Sprachen), also Forderungen und Ziele, an die Jugend herantragen und in
ihrer Praxis unter Beweis stellen. Die Arbeit, auf Basis dieser Forderungen
aufbauen. Das heißt, nicht nur auf Demonstrationen zu gehen, sondern z.B.
in  Schulen  zu  wirken.  Die  Bundeswehr  rauszukicken,  sich  gegen  die
Kürzungen zu organisieren oder das kann auch bedeuteten, Themen wie z.B.
Sexismus oder Rassismus praktisch zu beantworten. Beispielsweise sollte bei
einem rassistischen Vorfall um die Losung einer Antidiskriminerungstelle mit
Schüler:innenbeteiligung  herum  organisiert  werden.  Oder  bei
problematischen  Lerninhalten  die  Forderung  nach  einem Unterrichtsplan
unter Kontrolle der Schüler:innen und Lehrer:innen aufgeworfen werden.
Damit ist nur ein kleiner Bruchteil von dem aufgegriffen, aus denen sich eine
sozialistische Praxis speist. Aber es muss im Interesse all jener in der Solid
sein, die sich als revolutionär verstehen, auch revolutionär zu wirken und
sich gemeinsam und eine solche Praxis zu versammeln.

Du findest  die  Inhalte  gut?  Dann meld‘  dich  bei  uns.  Wir  haben
keinen  Bock  auf  ewige  Richtungsstreits,  sondern  wollen  den
Problemen in der Welt was Reales entgegenstellen. Wenn du in- oder
außerhalb  der  Linksjugend  eine  solche  Politik  vorantreiben  willst,  dann
komm auf zu, organisier dich bei uns und lass uns den Kampf gemeinsam
aufnehmen. Auch wenn ihr nicht direkt bei uns mitmachen wollt, sind wir
jederzeit bereit für gemeinsame Diskussionen über unsere Perspektiven und
Politik.

P.S.: Anders als die Linksjugend sind wir auch eine tatsächlich finanzielle
und  organisatorisch  unabhängige  Jugendorganisation  und  nicht  wie
fälschlich  in  den  Leaks  behauptet  die  Jugendorganisation  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht (GAM). Wir teilen mit der GAM zwar Mitglieder und
eine Kampfpartner:innenschaft – können aber selbstständig Entscheidungen
treffen ohne Angst zu haben unsere Mittel zu verlieren.



Unser  Senf  zum  Bautz’ner
Appell!
von Joseph F., April 2026, 4 Minuten

Anmerkungen zum Schreiben von Genoss:innen der Verbandslinken in der
Linksjugend Solid

Als REVOLUTION schreiben wir diesen Kommentar aus einer revolutionären
und ausdrücklich wohlwollenden Perspektive. Wir verfolgen die Vorgänge in
der Solid’ mit großem Interesse und sind zum Teil selbst in ihren Strukturen
aktiv.  Wir  sympathisieren  klar  mit  den  internationalistischen  und
revolutionären Strömungen innerhalb der Linksjugend und arbeiten stetig
und gerne mit ihnen zusammen.

Zur Verbandslage und zur programmatischen
Einheit
Für  keine  Organisation  dürfte  es  leicht  sein,  einen  so  großen
Mitgliederzuwachs wie den der Linksjugend im letzten Jahr strukturell zu
verarbeiten.  Verbandslinke,  die  eine  Vorstellung  tendenziell  wirklich
revolutionärer  Politik  haben,  fällt  hier  die  schwere  Aufgabe  zu,  ihr
revolutionäres Selbstbewusstsein auf die neuen Mitglieder zu übertragen.
Neumitglieder, die dank der Programmlosigkeit, Führungslosigkeit und der
sich durchaus widersprechenden Positionen der verschiedenen Ortsgruppen,
Landesverbände und Bundesebene gar nicht  wissen,  für was genau oder
warum sie eigentlich kämpfen.

Aus den verschiedenen Analysen der Unterverbände jetzt eine gemeinsame
Handlung  abzuleiten,  hat  sich  als  organisatorischer  Alptraum  erwiesen.
(versucht mal Zionist:innen und Antiimperialist:innen zu einer gemeinsamen
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Kampagne zu bewegen).

Besonders  deutlich  zu  sehen  ist  dies  an  dem  enormen,  aber  nicht
ausgeschöpften Potenzial der Solid’ in der Schulstreikbewegung. Dezentral,
auf wenige Orte begrenzt und ohne gemeinsames Ziel, verläuft die Arbeit in
den  Schulstreikgremien  ohne  die  Perspektive,  Schüler:innen  für  die
Linksjugend oder überhaupt für den revolutionären Kampf gegen Wehrpflicht
und Militarisierung zu gewinnen.

Das im Bautz’ner Appell verfolgte Ziel einer programmatischen Einheit bietet
die  Möglichkeit  einer  gemeinsamen  Analyse,  an  der  sich  Taktik  ohne
zweihundert verschiedene Vermittlungsgremien ableiten lassen könnte, auf
die sich eine bewusste Mitgliedschaft immer berufen kann. Natürlich sollte
dieses  Programm  (im  Sinne  der  Appellierenden)  einen  revolutionären
sozialistischen Charakter haben. Wir unterstützen diesen Prozess deswegen
ausdrücklich und freuen uns, dass sich die Dynamik in der Linksjugend nun
auch in programmatischen Fragen äußert.

Die  Demokratisierung  der  Satzung,  Verantwortlichkeits-  und
Rechenschaftsverpflichtungen,  und  eine  Umstrukturierung,  die  auf
Schlagkräftigkeit  abzielt,  ist  folgerichtig  und  wichtig.

Was für ein Traum es wäre, wenn eine geeinte Solid’ mit tausenden aktiven
Mitgliedern gemeinsam koordinierte Kampagnen fahren könnte.

Einheitlich reformistisch?
Eine  geeinte  Solid’,  ja!  Eine  Solid’,  die  finanziell  und  administrativ
unabhängig von der Linkspartei ist, ja! Ein Solid’ mit einem revolutionären
Programm und Praxis, ja ja ja! Ob sie sich dann aber überhaupt noch als die
Jugendorganisation der  PdL bezeichnen könnte (oder  sollte),  müssen wir
diskutieren.

Die  Partei  Die  Linke  ist  eine  reformistische  Partei.  Wenn  die  Solid’  es
schaffen sollte, sich vom Reformismus und dem zersetzenden Pluralismus zu
emanzipieren, braucht es eine neue Perspektive.



Eine  Umstrukturierung  der  Solid’  zu  nutzen,  um  mit  revolutionär-
sozialistischen Inhalten in die Partei hineinzuwirken, würde vom Vorstand
und der Verbandsrechten sicher nicht mit Freude begrüßt werden. Alleine
die  Verteidigung  ihrer  fortschrittlicheren  Palästina-Position  von  der
Linksjugend wird von der Parteibürokratie mit allen Mitteln des Apparates
und der Presse bekämpft.

Ob die Solid’ als Ganzes dann einen “revolutionären Bruch” mit der PdL
vollzieht (Ja – das ist ein großes „Unwort“), oder sogar dass sich die PdL
kurzerhand von ihrer aufmüpfigen Jugend trennt, sind im Falle eines Erfolgs
der  Bautzner  Bestrebung plausible  Szenarien.  Auch  darüber  müssen  wir
gemeinsam  diskutieren  und  überlegen,  wie  wir  von  dem  Aufbau  eines
revolutionär-sozialistischen  Flügels  in  der  Linksjugend,  zu  einer
revolutionären  Jugendorganisation  und  dem  Aufbau  einer  echten
sozialistischen Arbeiter:innenpartei gelangen. Die im Appell vorgeschlagenen
Termine zur gemeinsamen Diskussion sind wichtig und ein wertvoller erster
Schritt – Es müssen aber auch Taten folgen. Es braucht eine gemeinsame
Plattform, eine geeinte Fraktion, um die sich eine koordinierte Arbeit auf
Basis-, Landes- und Bundesebene orientieren kann. Die Praxis wächst mit
ihrem  Programm  und  das  Programm  mit  ihrer  Praxis.  Lasst  uns  die
Möglichkeit ergreifen, beispielsweise gemeinsam in die Schulstreikbewegung
zu wirken und darum herum den Kampf in der Linksjugend aufzubauen! So
könnten sich Jugendliche direkt im Rahmen dieser Plattform organisieren
und von dort den geschlossenen Kampf gegen Kapitalismus, wie auch gegen
reformistische Hoffnungslosigkeit, aufnehmen.

Jetzt erstmal auf!
Also,  wir  küssen  erstmal  das  Herz  der  Verbandslinken  für  ihre  Ideen
(wirklich)!  Ohne  einheitliches  Handeln  durch  eine  revolutionäre
Programmatik  und der  daraus  abzuleitenden Praxis  werden wir  ewig im
Kapitalismus  vergammeln.  Der  Bautz’ner  Appell  ist  mehr  als
unterstützenswert  und  eine  wichtige  Initiative.  Aber  nicht  nur
Bundeskongressbeschlüsse  bringen  uns  nach  links.  Wichtig  ist  auch  die
Arbeit  in  den  Palästinasolidarischen  LAGs  und  BAGs,  in  den



Schulstreikkomitees  und  an  diversen  anderen  Kampforten.  Revolutionäre
Praxis kann einem Programm vorangehen und wir müssen und sollten nicht
bis  November  warten,  Antikapitalismus  in  die  Schulstreikbewegung
einzubringen,  die  Verbindungen  von  Sexismus  und  Militarisierung,
Rassismus und Kürzungen aufzuzeigen. Damit eben nicht nur aus der Solid‘,
sondern aus zehntausenden streikenden Schüler:innen revolutionäre Kräfte
werden können!

Kann  die  Linkspartei  den
Rechtsruck aufhalten?
von Jona Everdeen, April 2025 – Lesezeit: 8 Minuten

In einem unglaublichen Comeback ist die Partei die Linke innerhalb eines
halben  Jahres  von  Umfragewerten  bei  ungefähr  drei  Prozent  auf  ein
Wahlergebnis von fast 9 Prozent geklettert. In der gleichen Zeit hat sie ihre
Mitgliederzahlen  auf  inzwischen  über  100.000  (Rekord  in  der
Parteigeschichte) verdoppelt. Dieser Aufstieg der Linken, die zuvor in einer
tiefen Krise steckte, zeigt den Wunsch vieler, große Teile davon Jugendliche
und junge Arbeiter:innen, nach einer echten Alternative zum Rechtsruck.
Doch  wie  kann  „die  Linke“,  deren  innere  Widersprüche  sicher  nicht
überwunden sind, tatsächlich den Erwartungen an sie gerecht werden und
eine entschlossene Kraft gegen den Rechtsruck bilden?

Kampf gegen Rechtsruck heißt Kampf gegen
Krise!
Zuerst  einmal  muss,  was  die  Partei  im  Wahlkampf  zumindest  teilweise
gemacht hat, die Verbindung gezogen werden zwischen der Krise und dem
Rechtsruck. So machte die Linke deutlich, dass für den Aufschwung der AfD

https://onesolutionrevolution.de/kann-die-linkspartei-den-rechtsruck-aufhalten/
https://onesolutionrevolution.de/kann-die-linkspartei-den-rechtsruck-aufhalten/


die  jüngsten  Angriffe  auf  die  Lebensbedingungen  der  Arbeiter:innen
verantwortlich  sind.  Allerdings  begründet  die  Linke  das  auf  eine  recht
schematische Art und Weise. So würden Menschen, denen es ökonomisch
schlecht  geht,  leicht  empfänglich  werden  für  rechte  Propaganda,  wenn
jedoch  eine  linke  Partei  ihre  Lebensbedingungen verbessere,  sich  davon
wieder  abwenden.  Entsprechend  auch  ihr  Wahlprogramm,  das  sehr
ambitionierte Reformforderungen aufwirft, Forderungen, die wenn sie restlos
umgesetzt  werden  würden,  tatsächlich  die  Lebensbedingungen  der
Arbeiter:innen enorm verbessern würden! Forderungen für die wir  einen
Kampf  jederzeit  unterstützen  würden!  Doch  genau  hier  kommt  es  zum
Knackpunkt, denn wie diese Forderungen zu erreichen sind, weiß die Partei
„die Linke“ bisher nicht. In einer Regierungskoalition mit SPD und Grünen
2029 und mit Heidi Reichinnek als Kanzlerin, wird das sicher nicht passieren.
Eine andere Perspektive hat die Partei „die Linke“ nicht,  da ihr, wie für
reformistische Parteien üblich,  das  Verständnis  fehlt,  wie  man mit  einer
proletarischen Massenbewegung auf der Straße Siege erringen kann.

Nach  dem  Wahlkampf  kommt  der
Straßenkampf!
Was es zunächst braucht, ist die Erkenntnis, dass der Wahlkampf nur eine
Bühne ist für den eigentlichen politischen Kampf, der woanders geführt wird:
Auf der Straße, in den Betrieben, in den Schulen und Universitäten! Positiv
hervorzuheben sind bereits zweierlei Dinge: 1. Die Organisierung von Studis
gegen Rechts an Universitäten und 2. Die Unterstützung von Streikposten in
der  Tarifrunde  Öffentlicher  Dienst  (TVöD)  durch  Aktivist:innen  und
Mitglieder der Linken! Doch das kann nur der Anfang sein. So muss Studis
gegen Rechts aufhören, bloß eine Plattform für Großmobilisierungen und den
Wahlkampf zu sein und beginnen, aktiv auch an den Unis selber zu kämpfen.
Und so braucht es auch ähnliche Strukturen an den Schulen und in den
Betrieben. Es muss klar sein, dass der Kampf in erster Linie dort beginnt, wo
uns das System zwingt, uns täglich aufzuhalten, wo unser Platz in diesem
System  ist.  Denn  dort  befindet  sich  auch  unser  Hebel,  dieses  System
herauszufordern!



Während es sehr lobenswert ist, dass die Linke die Streiks der Beschäftigten
unterstützt, darf es nicht bloß bei rein symbolischer Solidarität bleiben. Die
Linke  muss  ganz  aktiv  den  ökonomischen  Kampf  der  Arbeiter:innen
verbinden  mit  politischen  Forderungen,  ihn  zu  einem politischen  Kampf
gegen  die  Kürzungen  machen,  muss  dabei  aufzeigen,  dass  nicht
Migrant:innen für  das Elend der deutschen Arbeiter:innen verantwortlich
sind, sondern die deutsche Bourgeoisie und dass deutsche Arbeiter:innen
Verbesserungen  nur  gemeinsam  mit  ihren  migrantischen  Kolleg:innen
erkämpfen  können!  Und  sie  muss  sich  selber  dafür  einsetzen,  ein
Gegengewicht in den Gewerkschaften zu etablieren zur falschen Politik der
Sozialpartner:innenschaft,  die  von  der  SPD-nahen  Gewerkschaftsführung
betrieben wird und immer wieder zum Verrat  an den Beschäftigten und
ihrem Kampf führt. Die Linke muss sich im Zuge ihrer Streiksolidarität aktiv
gegen diesen Verrat stellen, und für eine Kontrolle der Tarifverhandlungen
durch die Streikenden selber eintreten!

Ebenfalls muss sie aktiv die Kämpfe der Streikenden für mehr Lohn, gegen
Entlassungen und für bessere Arbeitsbedingungen verbinden mit dem Kampf
gegen  Kürzungen,  gegen  den  Rechtsruck,  gegen  Rassismus  und  den
Kolleg:innen  aufzeigen,  warum  diese  miteinander  verbunden  sind.
Letztendlich  ist  es  die  Aufgabe  der  Linken,  dafür  einzutreten,  dass  die
Arbeiter:innen  die  verknöcherten  Gewerkschaften  umbauen  zu  ihren
demokratisch kontrollierten Kampforganen gegen die Bourgeoisie. Und im
Zuge  davon  den  politischen  Streik,  im  Betrieb  sowie  in  Schule  und
Universität,  als  Kampfmittel  Nummer  1  auf  die  Tagesordnung  zu  setzen!

Umverteilung reicht nicht – Das System ist das
Problem!
Große Teile der Partei „die Linke“ haben erkannt, dass der Rechtsruck nur
dann gestoppt werden kann, wenn es stattdessen eine linke Antwort auf die
Krise gibt. Da stimmen wir zu und halten die Haltung der Linkspartei für
richtig,  dass  die  Wohnungsfrage  zur  Zeit  eines  der  größten  materiellen
Probleme  unserer  Klasse  darstellt.  Allerdings  reicht  ein  bundesweiter
Mietendeckel genauso wenig, wie es der Berliner Mietendeckel getan hat!



Stattdessen müssen Vonovia und Co. enteignet werden, und zwar im ganzen
Land!  Die  Wohnungen  müssen  unter  Kontrolle  der  Mieter:innen  und
Arbeiter:innen verstaatlicht werden! Das ist eine Forderung, wie sie eine
starke proletarische Antwort bräuchte. Die Linkspartei schafft es aber nicht,
eine  kämpfende  Bewegung  von  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten
aufzubauen,  um  schlagkräftig  gegen  Kürzungen  und  den  immer  stärker
werdenden  Rassismus  anzukämpfen,  somit  fehlt  eine  linke  kämpfende
Massenbewegung  und  eine  Führung  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse.

Letztendlich setzt sie auf eine einfache Lösung: sozialstaatliche Umverteilung
– und verkennt damit den eigentlichen Charakter der Krise. Diese liegt tief
i m  k a p i t a l i s t i s c h e n  S y s t e m  s e l b e r ,  u n d  f u ß t  a u f  e i n e r
Überakkumulationskrise und dadurch verursachter sinkender Profitrate für
die  Kapitalist:innen.  Einfach gesagt:  das  Kapital,  das  die  Kapitalist:innen
investieren, rentiert sich immer weniger. Entsprechend greift die Bourgeoisie
nicht  aufgrund  einer  besonders  gierigen,  einer  besonders  falschen,
neoliberalen Doktrin die Arbeiter:innen an, sondern weil sie das tatsächlich
aus ihrem Standpunkt heraus muss, um weiter profitabel zu sein. Gleichzeitig
hat  die  Kapitalist:innen-Klasse  de  facto  wenig  Möglichkeiten  für
Zugeständnisse,  weshalb  auch eine  linkskeynesianische (Kapitalismus mit
großer  staatlicher  Intervention  in  den  Markt)  Politik  massiver
Sozialreformen,  wie  sie  „die  Linke“ fordert,  zum Scheitern verurteilt  ist.
Denn wir haben immer wieder in der Geschichte gesehen, dass in Krisen und
Kriegen, diese als erstes wieder zurückgenommen werden. So ist es auch
heute nicht verwunderlich, aber bestürzend, dass die kommende Koalition
den 8-Stunden-Tag aushöhlen will.

Auch wenn die Reformforderungen der Linken grundsätzlich einen guten
Charakter haben und Folge richtiger Erkenntnisse sind, bekämpfen sie nur
die Symptome des Problems, nicht aber seine Wurzel und sind somit zum
Scheitern  verurteilt.  Die  einzige  Möglichkeit,  wie  man  gravierende
Verbesserungen für das Proletariat, für die Jugend, für alle Ausgebeuteten
und Unterdrückten erkämpfen kann, ist, indem man das System selber in
Frage  stellt!  Indem man  dafür  kämpft,  dass  die  Produktion  nicht  mehr
bestimmt wird durch die Interessen von Kapitalist:innen, sondern durch die



Arbeiter:innen selber! Nur wenn wir eine solche Perspektive aufzeigen, die
die  Massen  dazu  bewegt,  das  Problem  an  der  Wurzel  zu  packen  und
auszureißen,  können  wir  eine  linke  Gegenoffensive  starten,  die  den
Rechtsruck  zu  einem hässlichen  blau-brauen  Vogelschiss  der  Geschichte
macht!

Auf diesen Staat ist kein Verlass!
Doch während wir den Rechtsruck politisch bekämpfen müssen, in dem wir
seine Ursachen bekämpfen, stellt sich auch die Frage, wie wir uns gegen
rechte  Gewalt  schützen  können.  So  wurde  unser  Genosse  Leon  von
Faschisten angegriffen, als Reaktion darauf, dass er linke Organisation in
seiner Schule aufbaut. Und auch Mitglieder der Partei „die Linke“ wurden
immer wieder Opfer rechter Gewalt. Doch während Linke, wie Lina E. oder
die Beschuldigten im Budapest Verfahren, mit hohen Haftstrafen rechnen
müssen,  kommen  Faschist:innen  meist  im  schlimmsten  Fall  mit  einer
Bewährungsstrafe davon. Das hat Gründe, die deutlich tiefer gehen als bloß,
dass viele Polizist:innen selber ein extrem reaktionäres Weltbild teilen. Die
Aufgabe  des  bürgerlichen  Staates  ist  nämlich  nicht  der  Schutz  der
„Demokratie“  oder  gar  der  Bevölkerung,  sondern  der  kapitalistischen
Ordnung. Und für diese stellen Rechte keine Bedrohung dar. Im Gegenteil!
Wenn die herrschende Ordnung in ernsthafter Gefahr ist,  können sie als
bewaffnete Terrorbande sehr nützlich sein. So die Freikorps, die mit aktiver
Unterstützung des deutschen Staates Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht
ermordeten, und in den folgenden Jahren tausende Arbeiter:innen und Linke
massakrierten. Oder auch die SA-Schlägerbanden, gegen die der Weimarer
Staat nichts ernsthaft unternahm und die nach Hitlers Machtergreifung teils
in den Staatsapparat integriert wurden. Die aktuelle Welle rechter Gewalt
mag noch weit von Freikorps oder SA entfernt sein, allerdings zeigt sie uns
bereits jetzt eines: Auf den Staat ist überhaupt kein Verlass.

Doch wenn der Staat uns nicht schützt, müssen wir uns selber schützen! Wir
müssen  selber  Strukturen  schaffen,  um uns,  unsere  Genoss:innen  sowie
andere Opfer rechter Gewalt wie Migrant:innen, Queers oder Juden:Jüdinnen
und Muslim:innen, vor dem Terror zu schützen. Es ist nötig, dass wir in



unseren Kiezen, Städten und Dörfern sowie in den Betrieben, Schulen und
Universitäten  Strukturen  schaffen,  die  in  der  Lage  sind,  sich  den
faschistischen Banden entgegenzustellen! Dafür muss die Partei „die Linke“,
die  selber  mit  am  meisten  von  rechter  Gewalt  betroffen  ist,  aktiv  ihre
Mitgliederbasis  mobilisieren  und  sich  dafür  in  Gewerkschaften,
Mieter:innenorganisationen  etc.  einsetzen!  Auch  muss  das  verbunden
werden mit der Schaffung sozialer Angebote vor allem für Jugendliche, um zu
verhindern, dass sich Nazibanden wie 3.Weg oder „Deutsche Jugend Voran“
Elend und Perspektivlosigkeit zu Nutze machen können! Die Aufgabe der
Linkspartei sollte es jetzt sein, ihre zahlreichen (neuen) Mitglieder auf einer
Aktionskonferenz  gegen  den  Rechtsruck  mit  den  oben  beschriebenen
Strukturen  in  Unis,  Schulen  und  Betrieben  und  anderen  Aktivist:innen
zusammenzubringen,  um  gemeinsam  über  Forderungen  und  ein
Aktionsprogramm  gegen  Rechtsruck  &  Krise  zu  diskutieren!

[’solid] Berlin: Was tun mit dem
ersten Schritt nach links?
Lukas Resch

Ein  Beschluss  gegen  den  RGR-Koalitionsvertrag,  ein  Antizionist  im
LandessprecherInnenrat  (LSPR)  und  ein  „Nein  zur  EU  der  Banken  und
Konzerne“,  ein  klares  Bekenntnis  zum Volksentscheid „Deutsche Wohnen
und Co enteignen“: Diese und weitere Entwicklungen in [’solid] Berlin sorgen
seit der letzten Wahl für Aufsehen, bis in die bürgerlichsten Teile der Presse
hinein. Einige Reaktionen aus der eigenen Organisation und der Mutterpartei
lassen es  scheinen,  als  hätte  man das rote Berlin  ausgerufen.  Von ewig
gestrigen  StalinistInnen  ist  die  Rede,  öffentliche  Hetzkampagnen  gegen
eigene Mitglieder lassen nicht lang auf sich warten. Was ist los in [’solid]
Berlin?

https://onesolutionrevolution.de/solid-berlin-was-tun-mit-dem-ersten-schritt-nach-links/
https://onesolutionrevolution.de/solid-berlin-was-tun-mit-dem-ersten-schritt-nach-links/


The way so far …
Spricht man mit Mitgliedern, zeigt sich ein positiv gestimmtes Bild: Bei der
Wahl  zum  LSPR  schafften  es  die  linkeren  Basisorganisationen,  diesen
gemeinsam  mit  einigen  neuen  und  vielversprechenden  Gesichtern  zu
besetzen. Auch auf der letzten Landesvollversammlung zeichnete sich ein
deutlich linkeres Bild ab als in der Vergangenheit. Unter anderem wurde
beschlossen:

Eine Aufforderung an die Linkspartei  Berlin,  die Koalitionsverhandlungen
abzubrechen, und an die Mitglieder, gegen den Vertrag und die Koalition mit
den Grünen und der SPD zu stimmen; ein Beschluss gegen die alleinige
Zusammenarbeit mit Jusos und grüner Jugend, um nicht als RGR-Jugend zu
erscheinen. Eine Zusammenarbeit in größeren Bündnissen wird damit nicht
ausgeschlossen.

Dies stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar, auch wenn es weiter
notwendig  sein  wird,  die  Jusos  als  die  Massenjugendorganisation  einer
bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  (1)  zu  gemeinsamen  Mobilisierungen
aufzufordern.  Diese Notwendigkeit  stellt  sich auch bezüglich der Grünen
Jugend, die trotz ihrer ökobürgerlichen Mutterpartei über eine Verankerung
in der Umweltbewegung verfügt.

Eine Einschätzung der „EU der Banken und Konzerne“, die ersetzt werden
soll durch „die Vereinigung europäischer Staaten“ (auch wenn unklar ist, wie
diese  erreicht werden und wie sie aussehen soll), suggeriert immerhin einen
„Bruch mit der EU“ (wobei aufgepasst werden muss, dass nicht einfach für
einen „linken“ Austritt Deutschlands aus der EU eingetreten wird, sondern
für eine sozialistische Vereinigung Europas).

Trotz allem: eine willkommene Entwicklung, die einige Mitglieder von [’solid]
bereits  von einem Linksrutsch sprechen lässt.  Diese Entwicklungen sind,
immerhin,  ein  frischer  Wind,  erst  recht  nach  der  zerschmetternden
Wahlniederlage  der  Linkspartei  bei  der  Bundestagswahl.



Grenzen
Deswegen wollen wir die Situation nutzen, um uns zu positionieren und zur
Diskussion über das weitere Vorgehen etwas beizutragen.

Die neue Zusammenstellung des LSPR ist sicher ein Schritt nach vorne, auch
wenn dieser noch in der kommenden Zeit beweisen muss, ob der radikale Ruf
der ihm vorauseilt, auch entsprechende Taten mit sich bringt.

Die  Ergebnisse  der  Landesvollversammlung  sprechen  ebenfalls  eine
deutliche Sprache. Man stellt sich entschieden gegen die Ausrichtung der
Berliner Linkspartei  und erhebt den Anspruch, eine eigene, sozialistische
Perspektive dagegenzuhalten.

Der erste Dämpfer ist da natürlich, die Abstimmung gegen die RGR-Koalition
verloren zu haben. Von den 50 % der teilnehmenden Linksparteimitglieder
haben 75 % für diese gestimmt.

Wie geht es jetzt also weiter für alle, die sich eine linkere, antikapitalistische
Politik und Linkspartei wünschen und dafür im Jugendverband kämpfen?

Wir  wollen  uns  auf  zwei  Punkte  konzentrieren:  die  Grenzen,  an  die
revolutionäre Jugendliche in  der  Linkspartei  und [’solid]  stoßen,  und die
Taktik, mit der sie kämpfen können.

Zunächst das Ernüchternde: Das, was in [’solid] Berlin passiert – ebenso die
gewisse Bewegung in der Basis der Linkspartei –, stehen einer bundesweit
gegenläufigen  Tendenz  gegenüber.  Real  sind  die  Linkspartei  und  ihr
Jugendverband in den letzten Jahren nach rechts gegangen. Auch wenn sich
in den letzten Wochen eine linke Opposition in Berlin gebildet hat und im
Landesverband Nordrhein-Westfalen nach dem katastrophalen Ergebnis der
Bundestagswahlen ein linker Landesvorsitzender gewählt wurde, so ändert
das  noch  nicht  das  Gesamtbild.  Ramelows  Regierungspolitik  stellt  keine
Ausnahme  dar.  Für  alle  Landesregierungen  mit  LINKE-Beteiligung  gilt:
Mitgehangen, mitgefangen – mit  kapitalistischer Realpolitik.  Und das gilt
auch für Berlin.



Das ist auch kein Zufall oder einfach eine Schwäche gegenüber der größeren
SPD,  sondern  das  Interesse  der  Linksparteiführung  .  Sie  betreibt
reformistische Politik, die immer nur den Kompromiss mit dem Kapitalismus
sucht, mit dem Leute wie Klaus Lederer an sich ganz gut leben können.
Daher ist es für ihn auch kein Problem gewesen, DWe fallen zu lassen.

An die Grenzen dieses Führungsapparates werden alle RevolutionärInnen,
die gern eine andere Linkspartei und ein antikapitalistisches [’solid] hätten,
irgendwann stoßen, solange dieser Apparat die Partei und ihre Strukturen
kontrolliert – so, dass der Apparat die Kontrolle gut behalten kann. Das muss
sich auch in [’solid] niederschlagen, und wenn es der Geldhahn ist, an dem
die Mutter vielleicht mal dreht.

 … and the way ahead
Ohne über diese Grenzen Gedanken anzustellen, wird jeder Versuch, [’solid]
revolutionär umzugestalten, in blindem Aktivismus und Selbstverbrauch oder
aber Anpassung an den erwähnten Apparat enden. Unserer Meinung nach
sollte sich daher jede//r klar machen, dass es bei der Konfrontation mit der
reformistischen  Mehrheit  und  dem  Apparat  um  eine  grundsätzliche
Auseinandersetzung  geht.  Letztlich  vertritt  der  Reformismus  nicht  den
Klassenstandpunkt  der  Lohnabhängigen,  sondern  ordnet  vielmehr  deren
Interessen jenen der herrschenden Klasse unter.

Trotzdem kann sich das Ringen mit dem Apparat lohnen und unzufriedene
Jugendliche in (und außerhalb von) [‚solid] um revolutionäre oder wenigstens
eine  alternative  Politik  zu  RGR sammeln.  Dazu  sollten  die  vorhandenen
Ansätze  der  letzten  Wochen  vertieft  werden.  Konkret  sollten  sich  alle
Jugendlichen zu einer Opposition organisieren – einer Fraktion.

Die  angepeilte  Taktik,  um  die  eigene  Mutterorganisation  mittels  einer
digitalen Kampagne wieder auf die eigenen Werte zu besinnen, begleitet von
Veranstaltungen, kann das nur begrenzt leisten, ist sie doch dazu verurteilt,
vor allem einen Nachhall im eigenen Kreis hervorzurufen.

Darüber hinaus braucht es ein Sammeln um Aktionen wie Demonstrationen



bis hin zu Streiks in Schule und Betrieb und mehr – wenigstens braucht es
jetzt die Debatte darum. Und für sich alleine bringen solche Aktionen auch
noch nichts. Es sollte sich auf einige Forderungen verständigt werden, die
für Jugendliche gerade akut sind, um die mobilisiert werden kann und mit
denen auch andere – Jusos, Grüne Jugend, Gewerkschaftsjugendliche, DWe
usw. angesprochen werden können. Beispiele?

Sofortige Umsetzung des DWe-Volksentscheids! Gerade Jugendliche
können sich das Wohnen ohne (reiche) Eltern nicht leisten! Dazu
braucht  es  eine  Massenbewegung  und  die  Unterstützung  der
Gewerkschaf ten  und  Mieter Innenverbände ,  um  d ie
Vergesellschaftung  durch  politische  Streiks  und  Mietboykotts
durchzusetzen!
Für  eine  echte  Verkehrswende  in  Berlin  –  keine  S-Bahn-
Zerschlagung,  dafür  massive  Einschränkung des  Straßenverkehrs,
Ausbau von S-Bahn und Tram, kostenloser ÖPNV!
Für  die  Kontrolle  über  coronabedingte  Schulöffnungen  und  -
schließungen durch demokratische Komitees der SchülerInnen und
LehrerInnen selbst!

Das sind nur mal drei Beispiele. Der Kampf um solche Forderungen ist einer
gegen die RGR-Regierung, und damit gegen Lederer und Co! Völlig richtig ist
deshalb,  dass  [’solid]  am kommenden Dienstag zu  Protesten gegen RGR
aufruft.

Aber es sind die nächsten Monate, die durchscheinen lassen werden, ob die
gewisse  Dynamik  in  [’solid]  (und Linkspartei)  nach links  weitergetrieben
werden  kann  oder  im  Treibsand  reformistischer  Realpolitik  ausgebremst
wird. Denn trotz aller positiven Berliner Entwicklungen der letzten Monate
im Windschatten der Wahlen – DWe, Krankenhausstreik oder eben auch ein
gewisser Linksdrall in DIE LINKE – gegen die Regierung zu kämpfen wird
eine andere Nummer, in der das Überwinden der defensiven Position mit
davon  abhängen  wird,  ob  sich  revolutionäre,  antikapitalistische  Kräfte
sammeln  können  und  in  [’solid],  Jusos  usw.  reinwirken  können.

Daher sollten sich AntikapitalistInnen ernsthaft überlegen, inwieweit sie in



ihrem Kampf auf die LINKE setzen wollen, die die nächsten fünf Jahre Verrat
schon ab Tag 1 beginnt, oder ob ein revolutionärer Bruch mit der Partei
sinnvoller  ist.  Früher  oder  später  wird  dieser  unserer  Meinung  nach
unausweichlich.  So  oder  so  sind  wir  für  die  Debatte  mit  Euch  offen.

Übrigens: Vor sieben Jahren hat die Jugendorganisation REVOLUTION eine
umfassende Broschüre rausgebracht,  die  [’solid]  kritisch beleuchtete  und
RevolutionärInnen  im  Jugendverband  einen  Handlungsvorschlag  zur
S a m m l u n g  i h r e r  K r ä f t e  m a c h t e  …  i m m e r  n o c h
aktuell: http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Pol
emik_Lukas_M%C3%BCller_2014.pdf

Endnote
(1)  Unter  einer  bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  verstehen  wir  eine
bürgerliche  Partei,  die  sich  jedoch  über  historische  Verbindungen,  über
Gewerkschaften,  proletarische  Mitgliedschaft  und  WählerInnen  auf  die
Klasse  der  Lohnabhängigen  stützt,  mit  dieser  organisch  verbunden  ist.
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